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Vorlage Nr. 221/23

Betreff: Vorschlagsliste fiir die Wahl der Jugendschéffinnen und Jugendschéffen fiir das
Jugendschoffengericht und die Jugendstrafkammer des Landgerichts fiir die Amtszeit

vom 01.01.2024 bis 31.12.2028

Status: offentlich
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Vorlage Nr. 221/23
Beschlussvorschlag/Empfehlung:

Der Jugendhilfeausschuss stimmt der in dieser Vorlage als Anlage beigefligten Vorschlags-
liste Uiber Personen, die sich fiir die Tatigkeit als Jugendschoéffin und Jugendschoffe fiir die
Amtszeit vom 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2028 beworben haben, zu.

Begriindung:

Der Prasident des Landgerichts Miinster hat die Stadt Rheine mit Schreiben vom 30. Dezem-
ber 2022 aufgefordert, die Aufstellung der Vorschlagsliste fiir die Jugendschéffinnen und
Jugendschoffen bei der Jugendstrafkammer des Landgerichts in Miinster und beim Jugend-
schoffengericht (Amtsgericht) in Rheine fiir die Amtszeit vom 01.01.2024 bis zum
31.12.2028 zu veranlassen.

Gleichzeitig hat er die Verteilung der Zahl der Jugendschoffinnen/Jugendschoffen fiir beide
Gerichte festgelegt.

Danach entfallen in die Verantwortlichkeit des Jugendamtes der Stadt Rheine:
¢ 1 Jugendhauptschoffin und 2 Jugendhauptschoffen fir die Jugendstrafkammer des
Landgerichts Minster
¢ 3 Jugendhauptschoffinnen und 4 Jugendhauptschoffen fiir das Jugendschoffengericht
am Amtsgericht Rheine
e 11 Jugendersatzschoffinnen und 11 Jugendersatzschoffen fir das Jugendschoffenge-
richt am Amtsgericht Rheine

Nach der Schoffenwahl-Allgemeinverfligung (AV d. JM (3221 - I. 2) und RdErl. d. MGFFI (313
-6153) vom 4. Méarz 2009 - JMBI. NRW S. 70 - in der Fassung vom 6. Dezember 2022 - JMBI.
NRW S. 599 - stellen die Gemeinden nach der Bestimmung und Verteilung der erforderlichen
Zahl an Personen fiir das Schoffenamt durch den Prasidenten des Landgerichts in jedem 5.
Jahr fiir die Schoffen des Landgerichts und des Amtsgerichts eine einheitliche Vorschlagslis-
te auf. In die Vorschlagsliste sind mindestens doppelt so viele Personen aufzunehmen.

Somit ist von der Stadt Rheine fiir die Amtszeit vom 1. Januar 2024 bis zum 31.Dezember
2028 bei der bendtigten Anzahl von insgesamt 32 Jugendschéffinnen/Jugendschéffen eine
Vorschlagsliste mit mindestens 64 Personen aufzustellen.

Diese Vorschlagsliste soll alle Gruppen der Bevolkerung nach Geschlecht, Alter, Beruf und
sozialer Stellung angemessen beriicksichtigen.

Das Schoffenamt kann gem. § 31 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) nur von Deutschen ver-
sehen werden.

In die Vorschlagslisten sind nicht aufzunehmen:
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e Personen, die nach Kenntnis der Stadt gem. § 32 GVG zum Schoffenamt unfahig sind,
namlich:

o Personen, die infolge Richterspruchs die Fahigkeit zur Bekleidung 6ffentlicher Amter
nicht besitzen oder wegen einer vorsatzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mehr
als sechs Monaten verurteilt sind,

o Personen, gegen die ein Ermittlungsverfahren wegen einer Tat schwebt, die den Ver-
lust der Fahigkeit zur Bekleidung 6ffentlicher Amter zur Folge haben kann,

e Personen, die gem. § 33 GVG aus personlichen Griinden nicht zum Schoffenamt berufen

werden sollen, namlich:

o Personen, die bei Beginn der Amtsperiode das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben wirden,

o Personen, die das 70. Lebensjahr vollendet haben oder es bis zum Beginn der Amts-
periode vollenden wiirden,

o Personen, die zur Zeit der Aufstellung der Vorschlagsliste nicht in der Stadt Rheine
wohnen,

o Personen, die aus gesundheitlichen Griinden nicht geeignet sind,

o Personen, die mangels ausreichender Beherrschung der deutschen Sprache zu dem
Amt nicht geeignet sind,

o Personen, die in Vermdgensverfall geraten sind,

e Personen, die gem. § 34 GVG aus beruflichen Griinden nicht zum Schoéffenamt berufen

werden sollen, wie z. B:

o Mitglieder der Bundesregierung oder einer Landesregierung,

o Beamtinnen und Beamte, die jederzeit einstweilig in den Warte- oder Ruhestand ver-
setzt werden konnen,

o Richterinnen und Richter, Beamtinnen und Beamte der Staatsanwaltschaft,
Notarinnen und Notare, Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte, gerichtliche Vollstre-
ckungsbeamtinnen und -beamte, Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte, Bedienste-
te des Strafvollzugs sowie hauptamtliche Bewahrungs- und Gerichtshelferinnen und -
helfer,

o Religionsdienerinnen und -diener und Mitglieder solcher religidsen Vereinigungen, die
satzungsgemal zum gemeinsamen Leben verpflichtet sind,

o Personen, die ehrenamtlich im Richteramt in der Strafrechtspflege in zwei aufeinan-
der folgenden Amtsperioden tatig gewesen sind, von denen die letzte Amtsperiode
zum Zeitpunkt der Aufstellung der Vorschlagslisten noch andauert,

e Personen, die gemaR § 44 des Deutschen Richtergesetzes (DRiG) nicht zum Schoffen-
amt berufen werden sollen, namlich diejenigen, die
o gegen die Grundséatze der Menschlichkeit oder der Rechtsstaatlichkeit verstoRen ha-
ben oder
o wegen einer hauptamtlichen oder inoffiziellen Mitarbeit beim Staatssicherheitsdienst
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik oder als diesen Mitarbeitern
gleichgestellte Personen fiir das Ehrenrichteramt nicht geeignet sind.

Das verantwortungsvolle Schéffenamt verlangt im hohen Malle Unparteilichkeit, Selbstan-
digkeit und Reife des Urteils, aber auch geistige Beweglichkeit und — wegen des anstrengen-
den Sitzungsdienstes - korperliche Eignung.

Nach Mitteilung der Prasidentin bzw. des Prasidenten des Landgerichts stellen die Jugend-
hilfeausschiisse die Vorschlagslisten auf. In die Vorschlagslisten muss mindestens die dop-
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pelte Zahl der benétigten Personen fiir das Schoffen- und Hilfsschoffenamt aufgenommen
werden. Die vorgeschlagenen sollen erzieherisch befahigt und in der Jugenderziehung erfah-
ren sein (§ 35 Abs. 2 JGG).

Fir die Aufnahme in die Vorschlagslisten ist die Zustimmung von zwei Dritteln der anwesen-
den stimmberechtigten Mitglieder, mindestens jedoch der Halfte aller stimmberechtigten
Mitglieder des Jugendhilfeausschusses erforderlich. (§ 35 Abs. 3 JGG)

Die Vorschlagslisten sind nach Beschlussfassung bis spatestens zum 31.07.2023 fiir die
Dauer einer Woche im Jugendamt 6ffentlich auszulegen. Dazu hat eine 6ffentliche Bekannt-
gabe mit Hinweis auf die gesetzlichen Einspruchsmaoglichkeiten stattzufinden.

Bis zum 15.08.2023 leitet das Jugendamt der Stadt Rheine die beschlossene Vorschlagsliste
dem Wahlausschuss des Amtsgerichts Rheine zu. Die anschlieBende Wahl der Jugend-
schoffinnen/Jugendschoffen erfolgt dann in Zustandigkeit des Amtsgerichts Rheine.

Die Verwaltung hatte fiir die Miinsterlandische Volkszeitung Presseartikel mit einem offentli-
chen Aufruf flr die ehrenamtliche Schoffentatigkeit verfasst, die im ersten Quartal 2023 ver-
offentlicht worden sind. Alle eingegangenen Vorschlage bzw. Bewerbungen wurden von der
Verwaltung in die vorlaufige Vorschlagsliste aufgenommen, entsprechend der Angaben ge-
priift und tlw. vervollstandigt.

Bei der Beratung und Entscheidung tber die Schoffenliste ist insbesondere darauf zu achten,
dass die Personlichkeitsrechte oder sonstigen schiitzenswerten Interessen der Betroffenen

nicht verletzt werden. Es ist daher stets zu priifen, ob die Offentlichkeit ausgeschlossen wer-
den soll.

Anlage:

Vorschlagsliste Jugendschoffinnen/Jugendschoffen



	Datum
	Zusatzinformation
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen6
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage

